Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


2 ...... ..... ——— 
Nr. 17 Ausgegeben Danzig, den 25. März 1933 
4 Durchführungsbeſtimmungen 


zum Steuergrundgeſetz. 
Vom 15. 3. 1933. 


Auf Grund des 5 5 und der in den nachfolgenden Artikeln einzeln angeführten Vorſchriften des 
Steuergrundgeſetzes in der Faſſung vom 22. Juni 1931 (G. Bl. S. 497) wird beſtimmt: 


Artikel ! 
Ausführungs⸗, Durchführungs⸗ und Übergangsbeſtimmungen zu den Steuergeſetzen 
(S 5 St. Gr. Geſ.) 
Zum Erlaß von Ausführungs-, Durchführungs⸗ und Übergangsbeſtimmungen im Sinne des 8 5 
bedarf der Senat keiner beſonderen ausdrücklichen Ermächtigung in den einzelnen Steuergeſetzen. 


Artikel II 
Kleinbeträge und Abrundung 
(8 8 St. Gr. Geſ.) 
8 1 

Die Feſtſetzung, Nachforderung, Einziehung, Erſtattung und Vergütung von Steuern und anderen 
ſteuerrechtlichen Geldleiſtungen (Zinſen, Verzugszuſchläge, Strafen, Koſten und Gebühren) kann unter⸗ 
bleiben, wenn der Betrag, der feſtzuſetzen, nachzufordern, einzuziehen, zu erſtatten oder zu vergüten iſt, 
die Höhe von 2 Gulden nicht überſteigt. Wenn mehrere Beträge ($ 73 St. Gr.Geſe) von dem 
gleichen Steuerpflichtigen gleichzeitig eingezogen werden können, ſo ſind die Beträge zuſammenzu⸗ 
rechnen. Entſprechendes gilt für Beträge, die zu erſtatten ſind. 


8 2 
Berichtigungsveranlagungen im Sinne der SS 208 und 210 St. Gr. Geſ. haben zu unterbleiben, 
wenn der Betrag, der insbeſondere nachzufordern oder zu erſtatten it, die Summe von 20 G vor⸗ 
ausſichtlich nicht überſteigt. Dieſe Beſtimmung gilt nicht für die vom Landeszollamt verwalteten Ver⸗ 
brauchs⸗ und Verkehrsſteuern. 
83 
Sind im Rechtsmittelverfahren Gebühren nicht zu erheben, oder wird für die Zurücknahme eines 
Rechtsmittels oder für eine abweiſende Entſcheidung Gebührenfreiheit gewährt, ſo kann die Feſtſetzung 
oder Einziehung der Auslagen unterbleiben, wenn der einzuziehende Betrag 2 Gulden nicht überſteigt. 


8 4 
Soweit in den einzelnen Steuergeſetzen nichts anderes vorgeſchrieben iſt, ſind Steuern und ſonſtige 
Geldleiſtungen auf volle, durch 5 Pfennige teilbare Beträge nach unten abzurunden. Soweit mehrere 
Steuerbeträge und Geldleiſtungen in einer Summe angefordert werden, iſt die Abrundung von der Ge⸗ 
ſamtſumme vorzunehmen. 
Artikel III 
Zuſtändigkeit der Steuerämter und Zollämter 
($ 15 St. Gr. Geſ.) 
8 1 
Es ſind zuſtändig die dem Landesſteueramt unterſtellten Steuerämter I—III und die Steuerkaſſe, 
und zwar 
A. das Steueramt I für die Verwaltung der 
1. Einkommenſteuer einſchl. Notzuſchlag dazu, 
2. Vermögenſteuer, 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 4. 1933.) 
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3. Umſatzſteuer, 
4. Gewerbeſteuer, 
zu 2—4: ſoweit ſie von natürlichen Perſonen erhoben werden, 
5. Erbſchaftsſteuer, 
6. Lohnſummenſteuer, 
7. Feſtbeſoldetenſteuer 
im Gebiet der Stadtgemeinde Danzig; 


B. das Steueramt II für die Verwaltung | 
1. der unter A Ziffer 1—7 genannten Steuern im Stadtkreis Zoppot und in den Landkreiſen 
Danziger Höhe, Danziger Niederung und Großes Werder, 
2. der Körperſchaftsſteuer einſchl. Notzuſchlag dazu und unter A Ziffer 2—4 genannten Steuern, 
ſoweit fie von Körperſchaften erhoben werden, im geſamten Gebiet der Freien Stadt Danzig; 


C. das Steueramt III für die Verwaltung der 
1. Wandergewerbeſteuer, 
2. Grundwechſelſteuer, 
3. Rayongebühr, 
zu 1-3: im geſamten Gebiet der Freien Stadt Danzig, 
4. Grundvermögenſteuer, 
5. Hundeſteuer, 
6. Luſtbarkeitsſteuer, 
7. Nachtlokalſteuer, 
8. Schankkonzeſſionsſteuer, 
9. Wohnungsbauabgabe, 
10. Kanal- und Müllabfuhrgebühr, 
11. Straßenreinigungsbeiträge, 
zu 4—11: im Bezirk der Stadt Danzig: \ 
D. die Steuerkaſſe 
1. für die kaſſenmäßige Verbuchung, Vereinnahmung und vorbehaltlich abweichender Verwal⸗ 
tungsanordnungen des Leiters des Landesſteueramts auch für die Einziehung ſämtlicher von 
den Steuerämtern I, II und III verwalteten Steuern und Abgaben einſchl. der damit in Ver⸗ 
bindung ſtehenden anderen ſteuerrechtlichen Geldleiſtungen, 
2. für die Erledigung von Einziehungserſuchen 
a) von Danziger Stellen im Rahmen des 8 11 St. Gr. Geſ., 
b) von deutſchen und polniſchen Behörden nach Maßgabe der Vereinbarungen über die 
Gewährung von Rechtshilfe in Steuerſachen. 


8 2 

(1) Der Sitz und der Bezirk ſowie der Umfang der Geſchäfte der Zollämter zur Verwaltung der 

Verbrauchsſteuern im Sinne des § 2 Satz 2 des Steuergrundgeſetzes werden vom Landeszollamt be⸗ 
ſtimmt. 
(2) Das dem Landeszollamt unterſtellte Zollamt 1 Inlandsverkehr der Freien Stadt Danzig iſt 
zuſtändig für die Verwaltung der Verbrauchsſteuern, ſoweit dieſe von im Inlande hergeſtellten ver⸗ 
brauchsſteuerpflichtigen Erzeugniſſen erhoben werden. 
(3) Das dem Landeszollamt unterſtellte Verkehrsſteueramt der Freien Stadt Danzig iſt zu⸗ 
ſtändig für die Verwaltung folgender Verkehrsſteuern: 1 
. Urkunden (Stempel-) ſteuer, hi | 
. Mechieliteuer, 
. Geſellſchaftsſteuer, 
. Wertpapierſteuer, 055 8 
Börſenumſatzſteuer, 4 
Lotterie⸗ und Rennwettſteuer, 
Verſicherungsſteuer, | 
. Beförderungsiteuer, 
. Kraftfahrzeugiteuer. 
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Artitel IV 
Grundſätze für die Entſchädigung der mit Geſchäften der Steuerverwaltung betrauten Gemeinden 
(S 17 Abſ. 2 St. Gr. Geſ.) 
8 1 
Die Gemeinden der Freien Stadt Danzig werden mit nachſtehenden Geſchäften der Steuerver⸗ 
waltung betraut: 

1. Durchführung der Perſonenſtandsaufnahme, 

2. Aushändigung der Steuerbücher, 

3. Aufitellung von Veränderungsnachweiſungen. 

Als Entſchädigung erhalten ſie: 

1. bei der Perſonenſtandsaufnahme für Verteilung, Abholung und Durchſicht auf vollſtändige 
Ausfüllung, ſowie geordnete Ablieferung der Formblätter an die Steuerverwaltung 10 P für 
jede Hausnachweiſung, 

2. für die Aushändigung der Steuerbücher 1 P je Buch, für die Ausſtellung und Aushändigung 
von Steuerbüchern zuſammen 2 P je Buch, 

3. für die Aufſtellung von Veränderungsnachweiſungen über An⸗, Ab⸗ und Umzugsmeldungen 
1 P für den Punkt der Nachweiſung. 

Die hierfür erforderlichen Vordrucke werden unentgeltlich geliefert. 


8 2 
Bei der Übertragung anderer als der im $ 1 bezeichneten Geſchäfte wird die Entſchädigung vom 
Landesſteueramt in entſprechender Höhe feſtgeſetzt. Wird den Gemeinden die bloße Zuſendung (Zu⸗ 
ſtellung) von Aufforderungen zu Steuererklärungen, Steuerbeſcheiden (Steuerfeſtſetzungen) oder der⸗ 
gleichen übertragen, ſo ſoll die Entſchädigung für jede Zuſendung (Zuſtellung) den Satz von 50 v. H. 
der Gebühr nicht überſteigen, die für die Beförderung eines einfachen Briefes im Ortsverkehr zu ent⸗ 
richten geweſen wäre. 
§ 3 
Für die Einziehung von Steuern erhalten die Gemeinden keine weitere Entſchädigung, ſondern 
lediglich die geſetzlichen Einziehungsgebühren. 
8 4 
Für die Annahme von Steuern durch gemeindliche Steuerannahmeſtellen wird eine Entſchädigung 
nicht gewährt. 
Artikel V 
Steuerausſchüſſe und Steuerunterausſchüſſe 
(§S 31 St. Gr. Geſ.) 
8 1 
Neubildung der Steuerausſchüſſe 
(1) Die Steuerausſchüſſe bei den Steuerämtern I und II ſind nach den Beſtimmungen des Steuer⸗ 
grundgeſetzes vom 22. Juni 1931 und nach den Beſtimmungen dieſes Artikels mit Wirkung vom 1. Fe⸗ 
bruar 1932 an neu zu bilden. 
(2) Von der Neubildung an übernehmen die neuen Steuerausſchüſſe die Geſchäfte der bisherigen 
Steuerausſchüſſe. 
82 


Amtsperiode der Steuerausſchüſſe 

(1) Die Amtsperiode der Steuerausſchüſſe beträgt jeweils vier Jahre. 

(2) Jeweils in den letzten drei Monaten vor dem Ablauf der Amtsperiode finden die Neuwahlen 
und die ſonſtigen Vorbereitungen für die Neubildung der Ausſchüſſe ſtatt. 

83 
Abgrenzung der Steuerausſchußbezirke — 
N Zuſammenſetzung der Steuerausſchüſſe 

(1) Bei dem Steueramt I wird ein Steuerausſchuß, bei dem Steueramt II für den Stadtkreis 
Zoppot, die Landkreiſe Danziger Höhe, Danziger Niederung und Großes Werder je ein Steueraus⸗ 
ſchuß errichtet. 

(2) Der Steuerausſchuß beim Steueramt I beſteht aus einem Vorſitzenden, aus ſechs Mit⸗ 
gliedern, die von der Danziger Stadtbürgerſchaft, vier Mitgliedern, die von der Handelskammer und 
zwei Mitgliedern, die von der Handwerkskammer gewählt und aus ſechs Mitgliedern, die von dem 
Leiter des Landesſteueramts ernannt werden. f f 1 
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(3) Der Ausſchuß beim Steueramt II für den Stadtkreis Zoppot beſtcht aus einem Vorſitzenden, 
aus vier Mitgliedern, die von der Stadtverordnetenverſammlung in Zoppot, drei Mitgliedern, die von 
der Handelskammer und einem Mitgliede, das von der Handwerkskammer gewählt, ſowie aus vier Mit⸗ 
gliedern, die von dem Leiter des Landesſteueramts ernannt werden. 

(4): Die übrigen Ausſchüſſe beim Steueramt H für die Landkreiſe beſtehen aus je einem Vor⸗ 
ſitzenden, aus vier Mitgliedern, die von dem Kreisausſchuß, zwei Mitgliedern, die von der Berufs⸗ 
vertretung der Landwirtſchaft und ſolange eine ſolche nicht beſteht, vom Landbund, und je einem Mit⸗ 
glied, das von der Handelskammer und Handwerkskammer gewählt, ſowie aus vier Mitgliedern, die 
von dem Leiter des Landesſteueramts ernannt werden. 


8 4 
Ortliche Zuſtändigkeit der Steuerausſchüſſe 
(1) Die örtliche Zuſtändigkeit der Steuerausſchüſſe beſtimmt ſich vorbehaltlich der Sonderbe⸗ 
ſtimmung des Abſatz 2 nach den Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über die örtliche Zuſtändig⸗ 
keit des Steueramts. Hierbei kommt es auf die Verhältniſſe am Schluſſe des Steuerabſchnitts an; der 
Senat kann beſtimmen, daß ſtatt des Schluſſes des Steuerabſchnitts ein anderer Zeitpunkt für die Zu⸗ 
tändigkeit maßgebend iſt. a 
(2) Der Steuerausſchuß des Steueramts I iſt auch für die Körperſchaften zuſtändig, deren Sitz 
ſich im Bezirk des Steueramts I befindet. 
8 5 
Zuſtändigkeitsfragen 
Rechtsmittel können nicht darauf geſtützt werden, daß der Ausſchuß, der bei der Entſcheidung mit⸗ 
gewirkt hat, nicht zuſtändig, vielmehr ein anderer Ausſchuß zuſtändig ſei. 


86 
Vor ſitz 

(1) Den Vorſitz im Steuerausſchuß führt der Vorſteher des Steueramts oder ein von ihm beauf⸗ 
tragter Sachbearbeiter des Steueramts. Im Falle des 8 4 Abſ. 2 führt den Vorſitz der Vorſteher des 
Steueramts II oder ein von ihm beauftragter Sachbearbeiter dieſes Steueramts. 

(2) Der Steuerausſchuß wird zu ſeinen Sitzungen von dem zuſtändigen Vorſteher des Steueramts 
ſchriftlich oder mündlich berufen. Den Ort der Sitzung beſtimmt der Vorſteher des Steueramts. 

(3) Zu Beginn einer jeden Sitzung verweiſt der Vorſitzende die Ausſchußmitglieder auf ihre 
Pflicht, bei den Ausſchußverhandlungen ohne Anſehen der Perſon nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
zu verfahren, die Verhandlungen und die hierbei zu ihrer Kenntnis gelangenden Verhältniſſe der 
Steuerpflichtigen geheimzuhalten und Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe nicht unbefugt zu verwerten. 
Dieſer Hinweis hat auch in ſolchen Sitzungen zu erfolgen, in denen eine Verpflichtung von Mitgliedern 
gemäß $ 28 Abſ. 1, 2 des Steuergrundgeſetzes nicht ſtattfindet. 


Allgemeines über die Ausſchußmitglieder. 
87 

(1); Die Mitglieder des Steuerausſchuſſes ſollen in wirtſchaftlichen Fragen ſachkundig und mit den 
örtlichen Verhältniſſen des Bezirks vertraut ſein. 

(2) In welcher Weiſe die verſchiedenen Arten des Vermögens und Einkommens in den einzelnen 
Steuerausſchüſſen vertreten fein ſollen und welchen Berufsgruppen, Vermögensarten und Einkommens⸗ 
arten die von den einzelnen Wahlberechtigten zu wählenden Ausſchußmitglieder und ihre Stellvertreter 
entnommen werden ſollen, regelt der Leiter des Landesſteueramts. 


8 8 

(1) Die Mitglieder des Steuerausſchuſſes werden jeweils für eine Amtsperiode (8 2 Abſ. 1) ge 
wählt oder ernannt. 

(2) Für jedes gewählte Mitglied wird ein Stellvertreter gewählt, für jedes ernannte Mitglied 
ein Stellvertreter ernannt. 

(8) Stellt ſich im Verlauf der Amtsperiode (8 2 Abſ. 1) heraus, daß ſowohl ein Ausſchußmit⸗ 
glied als auch ſein Stellvertreter dauernd verhindert iſt, im Steuerausſchuß mitzuwirken, ſo findet für 
den Reſt der Amtsperiode, wenn der Reſt größer ift, als ſechs Monate, eine Erſatzwahl oder Erſatz— 
ernennung ſtatt. 

(4) Untauglich im Sinne des 8 30 Abſ. 2 Steuergrundgeſetzes iſt ein Mitglied auch in dem Falle, 
wenn es den Sitzungen trotz ordnungsmäßiger Einladung mehrfach unentſchuldigt fernbleibt. 


127 


8 9 
Gewählte Mitglieder 
(1) Die Mitglieder und ihre Vertreter werden geſondert gewählt. 
(2) Iſt ein Wahlorgan ($ 3) für zwei oder mehr Mitglieder wahlberechtigt, fo wird nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. 
(3) Soweit nicht Abſ. 2 Platz greift, iſt gewählt, wer die meiſten Stimmen auf ſich vereinigt. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 
§ 10 
f Ernannte Mitglieder 
Bei der Auswahl der zu ernennenden Mitglieder ſoll der Leiter des Landesſteueramts in erſter 
Linie diejenigen Vermögensarten und Einkommensarten berückſichtigen, die in dem Bezirk des Steuer⸗ 
ausſchuſſes von Bedeutung, aber in dem Steuerausſchuß durch gewählte Mitglieder nicht vertreten ſind. 
Insbeſondere ſoll der Leiter des Landesſteueramts darauf Bedacht nehmen, daß neben den Berufs⸗ 
gruppen, die in den nach § 3 Abſ. 2 bis 4 wahlberechtigten berufsſtändiſchen Vertretungen zuſammen⸗ 
gefaßt ſind, auch die ſonſtigen Berufsgruppen, insbeſondere auch die freien Berufe und die Arbeitnehmer, 
eine angemeſſene Vertretung finden. 


Leitung der Neubildung der Steuerausſchüſſe 
8 11 

(1) Bei jeder Neubildung der Steuerausſchüſſe (8 1 Abſ. 1, § 2 Abſ. 2) beſtimmt der Leiter des 
Landesſteueramts einen Zeitpunkt, bis zu dem ihm die gewählten Ausſchußmitglieder und ihre Stell⸗ 
vertreter mitzuteilen ſind. 

(2) Der Leiter des Landesſteueramts teilt den wahlberechtigten Organen der Selbſtverwaltung 
und berufsſtändiſchen Vertretungen mit, wieviel Ausſchußmitglieder von jedem Wahlberechtigten für 
die einzelnen Steuerausſchüſſe zu wählen, welche Regelung nach § 7 Abſ. 2 für die Wahl getroffen 
worden iſt und bis zu welchem Zeitpunkt das Wahlergebnis ihm mitzuteilen iſt. 

(3) Die Mitteilungen über die Wahlergebniſſe ſollen den Namen, den Beruf (Stand) und die 
Anſchrift der gewählten Perſonen enthalten. 

8 12 

() Der Leiter des Landesſteueramts prüft: 

1. ob die von ihm gemäß $ 7 Abſ. 2 getroffene Regelung bei der Wahl der Ausſchußmitglieder 
und ihrer Stellvertreter beachtet worden iſt, 

2. ob unter den gewählten Ausſchußmitgliedern und ihren Stellvertretern ſich Perſonen befinden, 
die nicht gewählt werden können oder ſollen ($ 24 Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes). 

(2) Soweit die Wahlergebniſſe den im § 24 Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften nicht entſprechen, kann der Leiter des Landesſteueramts verlangen, daß Neuwahlen vorge⸗ 
nommen werden. Entſprechen auch dieſe den Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes (§S 24 Abſ. 2) nicht, 
jo kann der Leiter des Landesſteueramts die Ausſchußmitglieder (ſtellvertretenden Ausſchußmitglieder) 
ernennen. Unberührt bleibt die dem Vorſteher des Steueramts obliegende Verpflichtung, gewählte Aus⸗ 
ſchußmitglieder (ſtellvertretende Ausſchußmitglieder), die den Vorſchriften des $ 24 Abſ. 2 des Steuer⸗ 
grundgeſetzes nicht entſprechen, zur Mitwirkung im Steuerausſchuß nicht heranzuziehen. 

(3) Wenn ein Wahlberechtigter die vom Leiter des Landesſteueramts beſtimmte Friſt (Abſ. 1) nicht 
innehält, ſo kann der Leiter des Landesſteueramts die auf den Wahlberechtigten entfallenden Aus⸗ 
ſchußmitglieder und ihre Stellvertreter ernennen. Der Leiter des Landesſteueramts kann einem Wahl⸗ 
berechtigten Friſtverlängerung bewilligen, wenn der Wahlberechtigte aus beſonderen Gründen nicht in 
der Lage iſt, die Friſt inne zu halten. 

(4) Über den Rahmen der Abſ. 1 bis 3 hinaus kann der Leiter des Landesſteueramts nicht nach⸗ 
prüfen, ob die Wahlen ordnungsmäßig vorgenommen worden ſind. Wenn Einwendungen, die nicht 
unter Abſ. 1 bis 3 fallen, gegen die Ordnungsmäßigkeit der Wahlen erhoben werden, insbeſondere 
wenn die Gültigkeit des Wahlaktes angezweifelt wird, ſo entſcheidet hierüber der Senat. 

(5) Iſt jemand von mehreren Wahlberechtigten für denſelben Steuerausſchuß zum Mitglied oder 
ſtellvertretenden Mitglied gewählt worden, jo beſtimmt der Leiter des Landesſteueramts, inwieweit 
ein Neuwahl vorzunehmen iſt. 5 

(6) Die Ernennung von Ausſchußmitgliedern ($ 10) ſoll der Leiter des Landesſteueramts erſt 
nach dem Abſchluß der Wahl vornehmen. 
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Umlaufverfahren 
§ 13 

(1) Der Steuerausſchuß kann nicht nur in Sitzungen, ſondern auch in einem ſchriftlichen Verfahren 
(Umlaufverfahren) Beſchluß faſſen. 

(2) Eine Sitzung ſoll nur dann ſtattfinden, wenn die Zahl der zu erledigenden Fälle groß genug 
iſt, um den Aufwand an Koſten und Zeit zu rechtfertigen, der dem Staat und den Ausſchußmitgliedern 
durch die Sitzungen entiteht. 

(3) Fälle, bei denen das Steueramt der Anſicht it, daß mit ihrer Erledigung nicht bis zu der 
nächſten Sitzung (Abſ. 2) gewartet werden kann, ſind im Umlaufverfahren zu erledigen. Insbeſondere 
können auch Einſpruchsentſcheidungen, Nachveranlagungen, Neuveranlagungen und Berichtigungsveran⸗ 
lagungen im Umlaufverfahren beſchloſſen werden. 


s 14 

(1) Beim Umlaufverfahren wirken neben dem Vorſteher des Steueramts oder einem von ihm 
beauftragten Sachbearbeiter des Steueramts drei Ausſchußmitglieder mit, die für die Dauer eines 
Kalenderjahres vom Steuerausſchuß im voraus beſtimmt werden. Der Steuerausſchuß hat gleichzeitig 
für jedes dieſer Mitglieder einen Vertreter zu beſtimmen. Es ſollen für die Aufgabe nur ſolche Per⸗ 
ſonen gewählt werden, die für das Steueramt leicht erreichbar ſind. 

(2) Die Beſtimmungen der SS 5, 7 und 8 Abſ. 3 gelten entſprechend. 

(3) Bei Abſtimmungen innerhalb des Umlaufverfahrens iſt zur Beſchlußfaſſung eine Mehrheit von 
wenigſtens drei Stimmen erforderlich. Wird dieſe Mehrheit nicht erreicht, ſo iſt der Fall in einer 
Sitzung zu erledigen. 

§ 15 
(1) Das Amlaufverfahren ſpielt ſich in folgender Weiſe ab: 


1. Das Steueramt fertigt eine Aufzeichnung an, in der der Sachverhalt kurz dargeſtellt und für 


den zu faſſenden Beſchluß ein Vorſchlag gemacht wird (Beiſpiele: Entwurf einer Steuerberech⸗ 
nung oder einer Einſpruchsentſcheidung). 

2. Von dieſer Aufzeichnung überſendet das Steueramt jedem der nach S 14 beſtimmten Mit⸗ 
glieder des Steuerausſchuſſes eine Abſchrift. 

3. Die Steuererklärungen, die vom Steueramt geführten Akten und die ſonſtigen Nachweiſungen, 
die die einzelnen Steuerfälle betreffen (3. B. Ermittlungsberichte und Berichte über Buch⸗ 
und Betriebsprüfungen), dürfen nicht mitgeſandt werden. 

4. Die Mitglieder äußern ſich ſchriftlich zu dem Vorſchlag des Steueramtes. Es empfiehlt ſich, 
die Außerung auf die vom Steueramt formblattmäßig überſandte Aufzeichnung zu ſetzen. 

5. Auf Grund der ſchriftlichen Außerungen der Mitglieder ſtellt das Steueramt nach der Vor⸗ 
ſchrift des §S 14 Abſ. 3 Satz 1 das Ergebnis der Abſtimmung feſt. 

(2) Der Vorſteher des Steueramtes kann die für das Umlaufverfahren beſonders beſtimmten 
Mitglieder zu einer Ausſprache berufen. Die ſchriftliche Außerung der Mitglieder kann ſich an die Aus⸗ 
ſprache unmittelbar anſchließen. 

(3) Der im Amlaufverfahren gefaßte Beſchluß iſt ſpäter dem Steuerausſchuß zur Kenntnisnahme 
vorzulegen. 

§ 16 
Schriftliche Feſtlegung der Beſchlüſſe 

(1) Das Steueramt hat die Beſchlüſſe, die ein Steuerausſchuß zu den einzelnen Fällen gefaßt 
hat ($ 21 Abſ. 1 des Steuergrundgeſetzes), nach Maßgabe der Abſätze 2, 3 ſchriftlich feſtzulegen. 

(2) Dies geſchieht bei Beſchlüſſen, die in einer Sitzung gefaßt worden ſind, bis zum Schluſſe 
der Sitzung, bei Beſchlüſſen, die im Umlaufverfahren gefaßt worden ſind, alsbald nach Beendigung 
des Umlaufverfahrens. 

(3) Die Beſchlüſſe ($ 21 Abſ. 1 des Steuergrundgeſetzes) werden in der Regel in die Akten 
eingetragen, die die einzelnen Fälle betreffen. Auch Eintragungen in Liſten iſt zuläſſig und ausreichend. 
§ 17 
Niederſchrift über die Sitzung 

(1) Über jede Sitzung eines Steuerausſchuſſes iſt eine Niederſchrift zu fertigen. 

(2) Die Niederſchrift ſoll enthalten: 

1. die Bezeichnung des Ortes und des Tages der Sitzung; 
2. die Angabe der Namen des Vorſitzenden, des Schriftführers und 588 Mitglieder; 


. 
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3. die Feſtſtellung, daß der Vorſchrift des S 6 Abſ. 3 dieſes Artikels entſprochen worden it; 
wenn in der Sitzung ein Mitglied gemäß § 28 Abſ. 1, 2 des St. Gr. Geſ. verpflichtet worden 
iſt: einen Vermerk hierüber; 

4. wenn in der Sitzung ein Beſchluß gemäß § 43 des St. Gr. Geſ. gefaßt worden iſt: den Inhalt 

dieſes Beſchluſſes; 

. eine allgemeine Angabe über den Gegenſtand der in der Sitzung erledigten Geſchäfte; 

. ein Hinweis darauf, daß die in der Sitzung gefaßten Beſchlüſſe in den Akten oder ſonſtigen 
Nachweiſungen, die die einzelnen Fälle betreffen, oder in Liſtenform ſchriftlich feſtgelegt worden 
ſind. 

(3) Der Vorſitzende, der Schriftführer und nach der Anordnung des Vorſitzenden eins der an der 

Sitzung teilnehmenden Mitglieder haben die Niederſchrift zu unterzeichnen. 


§ 18 
Einſichtnahme in die Steuerliſten 
(1) Nach $ 21 Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes liegt es dem Steuerausſchuß ob, zur Nachprüfung 
der Veranlagung Einſicht in die Steuerliſten zu nehmen, die für die Steuern vom Einkommen, vom 
Ertrage, vom Umſatz und vom Vermögen (ausſchließlich der Erbſchaftsſteuer) die Veranlagungsergeb⸗ 
niſſe enthalten. 
(2) Zur Durchführung des § 21 Abſ. 2 des St. Gr. Geſ. wird folgendes beſtimmt: 

1. Es ſteht im Ermeſſen des Steuerausſchuſſes, in welcher Weiſe die Einſichtnahme in die 
Steuerliſten erfolgt. Ein Steuerausſchuß kann z. B., wenn er nicht ſelbſt Einſicht in die 
Steuerliſten nehmen will, einzelne Mitglieder oder einen Anterausſchuß mit der Einſichtnahme 
beauftragen. Zur Einſichtnahme in die Steuerliſten ſind einzelne Mitglieder des Steueraus⸗ 
ſchuſſes nicht befugt, ſofern ſie nicht nach Satz 2 mit der Einſichtnahme beauftragt worden 
ſind oder Sondervorſchriften Platz greifen. 

2. Ein Steuerausſchuß kann nicht nur die Steuerliſten einſehen, welche die von ihnen beſchloſſenen 
Veranlagungsergebniſſe enthalten, ſondern auch die Steuerliſten, in denen die von einem 
anderen Steuerausſchuß beſchloſſenen Veranlagungsergebniſſe eingetragen ſind. 

3. Auf Grund des § 21 Abſ. 2 des St. Gr. Geſ. kann nur Einſicht in die Steuerliſten, nicht 
dagegen Einſicht in ſonſtige Schriftſtücke (. B.: Steuerakten, Sollbücher, Sollkarten) ver⸗ 
langt werden. f 

4. Da die Einſichtnahme in die Steuerliſten der Nachprüfung der Veranlagung dienen ſoll, jo iſt 
dafür in der Regel erſt dann Raum, wenn für den Bezirk des Steuerausſchuſſes die allge⸗ 
meine Veranlagung abgeſchloſſen iſt. Dies iſt der Fall, wenn die letzte Sitzung des Steuer⸗ 
ausſchuſſes ſtattgefunden hat und nur noch einzelne Veranlagungen durchzuführen ſind, deren 
Erledigung ſich aus beſonderen Gründen 63. B. durch eine Buchprüfung oder durch umfang⸗ 
reiche Ermittlungen) verzögert hat. 

5. Einſicht in die Steuerliſten kann nur in den Dienſträumen des Steueramts genommen werden. 
Eine Verſendung von Steuerliſten findet nicht ſtatt. Der Vorſteher des Steueramtes kann 
Abweichungen zulaſſen, ſofern beſondere Gründe dafür ſprechen. Sondervorſchriften bleiben 
unberührt. 5 

6. Wenn auf Grund der Einſichtnahme in die Steuerliſten ein Steuerausſchuß zu dem Ergeb⸗ 
nis kommt, daß ein von ihm gefaßter Beſchluß unrichtig ſei, ſo kann der Beſchluß geändert 
werden, wenn er dem Steuerpflichtigen noch nicht bekanntgegeben worden iſt oder ſoweit die 
Vorausſetzungen der SS 70, 208 des St. Gr. Geſ. vorliegen. 

7. Für die Einſichtnahme in die Steuerliſten und für die Teilnahme an Sitzungen, die lediglich 
die Einſichtnahme in die Steuerliſten leinſchließlich der Beratung und Beſchlußfaſſung über 
die Ergebniſſe der Einſichtnahme) betreffen, wird den Mitgliedern des Steuerausſchuſſes eine 
Entſchädigung nicht gewährt. 


S o7! 


8 19 
Unterausſchüſſe 

(1) Die Zahl der zur Unterſtützung der Steuerausſchüſſe zu bildenden Anterausſchüſſe wird durch 
den Bedarf bei den einzelnen Steuerämtern beſtimmt. 

(2) Die Abgrenzung des Geſchäftsbereichs zwiſchen mehreren Unterausſchüſſen eines Steueramtes 
kann nach örtlichen oder ſachlichen oder nach beiden Geſichtspunkten vorgenommen werden. Bei örtlicher 
Abgrenzung iſt die Zuſammenfaſſung mehrerer Gemeinden zu einem Unterausſchußbezirk zuläſſig. Bei 
ſachlicher Abgrenzung können ſowohl für einzelne Einkommens⸗ und Vermögensarten als auch inner⸗ 


halb derſelben für beſtimmte Wirtſchaftszweige beſondere Unterausſchüſſe gebildet werden. 
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§ 20 
(1) Die Bildung der Anterausſchüſſe iſt Sache der Vorſteher der Steuerämter. 
(2) Zu ihren Aufgaben gehören insbeſondere: 
1. die Beſtimmung der Zahl der zu bildenden Unterausſchüſſe, 
2. Die Abgrenzung des Geſchäftsbereichs zwiſchen den einzelnen Unterausſchüſſen, 
3. die Beſtimmung der Mitgliederzahl für die einzelnen Unterausſchüſſe, 
4. die Ernennung der Anterausſchußmitglieder und der erforderlichen Stellvertreter. 


Ss 21 

(1) In jedem Unterausihuf hat der Vorſteher des Steueramtes oder ein von ihm mit ſeiner Ver⸗ 
tretung beauftragter Beamter Sitz und Stimme. 

(2) Bei der Auswahl der übrigen Anterausſchußmitglieder und ihrer Stellvertreter iſt bei rein ört⸗ 
licher Abgrenzung der Unterausſchußbezirke darauf zu ſehen, daß die verſchiedenen Arten des Vermögens 
und Einkommens, im übrigen, daß Klein⸗, Mittel⸗ und Großunternehmungen ihrer wirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung entſprechend vertreten find. 

(8) Vor der Ernennung der Unterausſchußmitglieder ſind die in Frage kommenden Magiſtrate, 
Kreisausſchüſſe ſowie die wirtſchaftlichen Intereſſenverbände und Berufsverbände zu hören. 

(4) Die Anterausſchüſſe find für jedes Kalenderjahr neu zu bilden. Eine Abweichung von dem 
nach § 20 Abſ. 2 aufgeſtellten feſten Plan im Laufe eines Kalenderjahres iſt nur mit Einverſtändnis 
des Landesſteueramtes zuläſſig. 

8 22 

Im übrigen finden auf die Anterausſchüſſe und ihre Mitglieder die 88 5, 6, 7 Abſ. 1, 8 Abſ. 2 

bis 4 entſprechende Anwendung. 
8 23 
Entſchädigung der Ausſchuß mitglieder 

Auf die Entſchädigung der Mitglieder der Steuerausſchüſſe und Anterausſchüſſe und ihrer Ver⸗ 
treter für Aufwand und entgangenen Arbeitsverdienſt finden die Beſtimmungen Anwendung, die je- 
weils für die Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen gelten. 

Artikel VI 
Steuerkammer des Verwaltungsgerichts 
(S 38 Abſ. 5 St. Gr. Geſ.) 

8 1 

Die Steuerkammer des Verwaltungsgerichts wird mit Wirkung vom 1. Februar 1932 neu ge⸗ 
bildet. 

8 2 

Die Geſamtzahl der für die Steuerkammer zu wählenden ehrenamtlichen Mitglieder und Vertreter 
beträgt 32. : 

8 3 | : 

(I) Als wahlberechtigte Organe der Selbſtverwaltung im Sinne des 8 38 Abſ. 1 des St. Gr. Geſ. 
gelten: 

1. die Stadtbürgerſchaft in Danzig, 

.die Stadtverordnetenverſammlung in Zoppot, 
der Kreisausſchuß des Kreiſes Danziger Höhe, 
.der Kreisausſchuß des Kreiſes Danziger Niederung, 
der Kreisausſchuß des Kreiſes Gr. Werder. g 
(2) Als wahlberechtigte öffentlich⸗rechtliche berufsſtändiſche Vertretungen im Sinne des § 38 
Abſ. 1 des St. Gr. Geſ. gelten: 
1. die Handelskammer, 
2. die Handwerkskammer, 
3. bis zur Bildung einer Landwirtſchaftskammer: der Landbund, 
4. die Anwaltskammer in Danzig, 
5. die Arztekammer der Freien Stadt Danzig. 


8 4 
() Von der Geſamtzahl der nach 8 2 zu wählenden ehrenamtlichen Mitglieder und Vertreter ent⸗ 
fallen auf die Stadt Danzig 16, auf die Stadt Zoppot und die Kreiſe Danziger Höhe, Danziger 
Niederung und Großes Werder je 4. 


S G 8 


131 


(2) Von den auf die Stadt Danzig entfallenden 16 Mitgliedern und Vertretern ſind 8 von der 
Stadtbürgerſchaft, 4 von der Handelskammer, 2 von der Handwerkskammer und je 1 von der An— 
waltskammer und Ärztekammer zu wählen. 

(3) Von den auf die Stadt Zoppot entfallenden 4 Mitgliedern und Vertretern ſind 2 von der 
Stadtverordnetenverſammlung, je 1 von der Handelskammer und der Handwerkskammer zu wählen. 

(4) Von den je 4 auf die Kreiſe entfallenden Mitgliedern und Vertretern iſt je 1 vom Kreisaus⸗ 
ſchuß, vom Landbund, von der Handelskammer und von der Handwerkskammer zu wählen. 


8 5 i 
Die ehrenamtlichen Mitglieder und Vertreter werden erſtmalig für die Zeit vom 1. Februar 
1932 bis zum 31. Dezember 1937 gewählt. 
§ 6 
Die Wahlorgane ſind vom Landesſteueramt zur Wahl ſchriftlich aufzufordern. Der Leiter des 
Landesſteueramtes hat zu beſtimmen, bis zu welchem Zeitpunkt ihm das Wahlergebnis mitzuteilen iſt. 
5 8 7 
Die Wahl iſt ſo zu geſtalten, daß jedes ehrenamtliche Mitglied durch die Wahl zugleich Ver⸗ 
treter aller anderen ehrenamtlichen Mitglieder der Steuerkammer wird. 


8 8 
Wird von den wahlberechtigten Organen, die mehrere Mitglieder zu wählen haben, nicht darauf 
Rückſicht genommen, daß bei den gewählten Mitgliedern und Vertretern die verſchiedenen Arten des 
Vermögens und Einkommens vertreten ſind, ſo iſt der Senat berechtigt, die Vornahme neuer Wahlen 
zu verlangen. 
8 9 
Werden im Laufe einer Wahlperiode Erſatzwahlen erforderlich, ſo hat der Vorſitzende der Steuer⸗ 
kammer das Erforderliche zu veranlaſſen. 
§ 10 
(1) Der Vorſitzende der Steuerkammer beruft die ehrenamtlichen Mitglieder und Vertreter „au 
den Sitzungen ein. 
(2) Die nach § 38 Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes zuläſſige Ablehnung der Wahl iſt dem Vor⸗ 
ſitzenden der Steuerkammer bei der erſten Einberufung zu erklären. 
8 21 
Auf die Entſchädigung der ehrenamtlichen Mitglieder und ihrer Vertreter für Aufwand und ent⸗ 
gangenen Arbeitsverdienſt finden die Beſtimmungen Anwendung, die jeweils für die Entſchädigung der 
Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen gelten. 


Artikel VII 
Abrechnungsbeſcheide und Kontoauszüge 
($ 101 St. Gr. Geſ.) 
8 
Beſtehen zwiſchen dem Steuerpflichtigen und der Steuerkaſſe Meinungsverſchiedenheiten darüber, 
ob eine Zahlungsverpflichtung erloſchen it, fo hat das Steueramt (Steuerkaſſe) dem Steuerpflichtigen 
auf Antrag koſtenlos einen ſchriftlichen Beſcheid (Abrechnungsbeſcheid über den jeweiligen Konten⸗ 
ſtand (Stichtagſaldo) zu erteilen (§ 101 St. Gr. Geſ.). f 
8 2 
Einwendungen des Steuerpflichtigen gegen den gemäß $ 1 erteilten Beſcheid ſind zunächſt in per⸗ 
ſönlicher Verhandlung zwiſchen Steuerpflichtigen und dem Steueramt (Steuerkaſſe) zu klären. 
8 3 
Die Erteilung von genauen Kontoabſchriften durch die Steuerkaſſe kommt nur in Frage, wenn die 
Verhandlungen im Sinne des § 2 zu einer Verſtändigung nicht geführt haben. Kontoabſchriften 
ſind in dieſen Fällen nur auf Antrag des Steuerpflichtigen zu erteilen, wenn gleichzeitig glaubhaft ge⸗ 
macht wird, daß die Aufzeichnungen der Steuerkaſſe Irrtümer oder Unrichtigkeiten enthalten. 
8 4 
(1) Kontoabſchriften nach § 3 find gebührenpflichtig. Die Gebühr beträgt für jedes Steuer⸗ 
jahr 3 G. Für die vor dem 1. Januar 1928 liegende Zeit werden Kontoabſchtiften nicht erteilt. 


132 
2) Die Gebühren ſind vorher zu entrichten. Ihre unverlangte Einſendung begründet keinen An⸗ 
ſpruch auf Erteilung eines Kontoauszuges. 
8 5 
Gegen die Beſcheide gemäß 88 1 und 3, ſowie gegen die Gebührenberechnung gemäß 8 4 iſt die 
Beſchwerde an das Landesſteueramt gegeben. Dieſes entſcheidet endgültig. 


Artikel VIII 
Verzinſung 
(SS 102—104, 106, 132 St. Gr. Geſ.) 
8 1 
(1) Bei der Berechnung von Zinſen iſt der zu verzinſende Betrag bei den vom Landesſteueramt 
verwalteten Steuern auf volle 50,— G, im übrigen auf volle Gulden nach unten abzurunden. Die 
geſetzlich feſtgeſetzten Zinsſätze gelten für den Zeitraum eines Jahres. 
(2) Bei den vom Landeszollamt verwalteten Verbrauchs⸗ und Verkehrsſteuern ſind die Zinſen 
nach Tagen zu berechnen. Der Tag der Fälligkeit bleibt außer Anſatz. 


8 2 
(1) Als Stundung im Sinne des § 103 St. Gr. Geſ. iſt auch der Aufſchub (§S 106 St. Gr. Geſ.) an⸗ 
zuſehen. 
(2) Beim Aufſchub beginnt die Verzinſung mit dem auf den Fälligkeitstag folgenden Tag und 
endigt mit dem Tage der Zahlung des aufgeſchobenen Betrages. 


8 3 
Die Vorſchrift des § 87 Abſ. 3 letzter Satz des Eink. St. Geſ. in der Faſſung vom 31. 12. 1931 
(G. Bl. 1932 S. 29) gilt entſprechend für alle Steuern, die auf Grund des Geſetzes über die gemein⸗ 
ſchaftliche Erhebung der veranlagten Einkommen⸗, Körperſchafts⸗, Vermögen⸗, Gewerbe- und Umſatz⸗ 
ſteuer vom 27. 9. 1928 (G. Bl. S. 207) zum „gemeinen Soll“ vereinigt ſind. 


Artikel IX 
Niederſchlagung, Erſtattung und Anrechnung von Steuern 
(SS 107, 108 St. Gr. Geſ.) 
8 1 
Eine Niederſchlagung kann von Amts wegen (Ausfallſtellung) oder auf Antrag (Erlaß) ausge⸗ 
ſprochen werden. Durch eine „Ausfallſtellung“ wird dee Steueranſpruch als ſolcher nicht berührt, 
ſo daß bei Fortfall der für die Ausfallſtellung maßgebenden Vorausſetzungen die Steuerforderung er⸗ 
neut beigetrieben werden kann. Ein „Erlaß“ kann endgültig oder unter Vorbehalt des Widerrufes aus⸗ 
geſprochen werden. 
8 2 
(1) Eine Ausfallſtellung hat zu erfolgen, wenn Steuerbeträge und andere ſteuerrechtliche Geld⸗ 
leiſtungen mit Ausnahme von Strafbeträgen (vergl. Artikel 16) ſich als nicht beitreibbar erweiſen. Dies 
iſt der Fall 
a) wenn entweder die Zwangsvollſtreckung keinen Erfolg gehabt hat oder nach den angeſtellten 
Ermittlungen vorausſichtlich keinen Erfolg haben würde, 
b) oder wenn die Koſten der Beitreibung außer Verhältnis zu dem geſchuldeten Betrag ſtehen 
würden. 
(2) Die Ausfallſtellung iſt durch den Vorſteher des td g Steueramts oder Zollamts auszu⸗ 
ſprechen. Die Zuſtimmung der Oberbehörde zu der Ausfallſtellung iſt erforderlich 
a) für den Zuſtändigkeitsbereich des Landesſteueramts, wenn die in Ausfall zu Melange Summe 
den Betrag von 2000 G überiteigt, 
b) für den Zuſtändigkeitsbereich des Landeszollamts, wenn die in Ausfall zu ſtellende Summe 
den Betrag von 200 G überiteigt.: 
Ein Erlaß von Steuern und anderen ſteuerrechtlichen Geldleiſtungen mit Ausnahme von Strafen 
kann ausgeſprochen werden f 
a) wegen Unmöglichkeit der Einziehung 0 a) 
b) aus Billigkeitsgründen (S 5). 
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8 4 
(1) Ein Erlaß gemäß 8 3, a it nur zuläſſig, wenn 
a) nach den angeſtellten Ermittlungen mit Sicherheit anzunehmen iſt, daß die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung keinen Erfolg haben würde, 
b) durch die angeſtellten Ermittlungen feſtgeſtellt iſt, daß durch die Zwangsbeitreibung die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage des Schuldners gefährdet wird. 

(2) S 2 Abſ. 2 findet mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß zur Ablehnung von An⸗ 
trägen der in Abſ. 1 genannten Art die Steuer- und Zollämter ohne Rückſicht auf die Höhe des 
zu erlaſſenden Betrages zuſtändig ſind. 

8 5 

(1) Aus Billigkeitsgründen kann ſowohl der Erlaß einer beſtehenden Schuld als auch die Rück⸗ 
zahlung eines bereits entrichteten Betrages angeordnet werden. 

(2) Zum Erlaß aus Billigkeitsgründen ſind zuſtändig: 

a) für den Zuſtändigkeitsbereich des Landesſteueramts: 
die Steuerämter, ſofern die zu erlaſſende Summe im einzelnen Fall den Betrag von 
100 G nicht überſteigt, 
das Landesſteueramt, ſofern die zu erlaſſende Summe im einzelnen Fall den Betrag von 
3000 G nicht überſteigt, 
b) für den Zuſtändigkeitsbereich des Landeszollamts: 
das Landeszollamt, ſofern die zu erlaſſende Summe im einzelnen Fall den Betrag von 
3000 G nicht überſteigt. 

(3) Für die Ablehnung eines Antrages auf Erlaß aus Billigkeitsgründen nach Abſ. 1 ſind die 

Steuer- und Zollämter ohne Rückſicht auf die Höhe des zu erlaſſenden Betrages zuſtändig. 


Artikel X 
Sicherheitsleiſtung 
($ 113 St. Gr. Geſ.) 
Sl 
Für eine Sicherheitsleiſtung gemäß § 113 St. Gr. Geſ. find maßgebend die durch § 15 I der All⸗ 
gemeinen Rechnungsvorſchriften vom 27. 11. 1926 getroffenen Beſtimmungen. 


8 2 
In den Fällen des § 114 St. Gr. Geſ. können die Steuer⸗ und Zollämter die zuſtändigen Stellen 
um Vornahme einer koſtenloſen Sicherheitspfändung beweglicher Sachen erſuchen, ſofern der Steuer⸗ 
ſchuldner zuſtimmt. Als weitere Sicherungsmöglichkeiten kommen die Sicherungsübereignung und die 
Inanſpruchnahme von Treuhandgeſellſchaften in Frage. 


Artikel XI 
Hinterlegung 
(§ 119 St. Gr. Geſ.) 
8 1 
Als Sicherheit hinterlegtes Geld Danziger Währung iſt an die Steuerkaſſe (bei Steuern, deren 
Verwaltung zum Zuſtändigkeitsbereich des Landeszollamts gehört, an die Zollkaſſe oder an die Ober⸗ 
zollkaſſe) zur Verwahrmaſſe einzuzahlen. Die für die Steuerverwaltung als Sicherheit hinterlegten Do⸗ 
kumente, Wertpapiere und Wertgegenſtände ſind im Verwahrgelaß der Städt. Hinterlegungskaſſe der 
Stadt Danzig bezw. der Oberzollkaſſe niederzulegen. Für das Anweiſungsverfahren ſind die Beſtim⸗ 
mungen des $ 15 II der Allgemeinen Rechnungsvorſchriften vom 27. 11. 1926 maßgebend. 


8 2 
Die Beſtimmungen über Wertgegenſtände der Kaſſenordnungen für die Steuer⸗ und Zollkaſſen 
bleiben unberührt. 
Artikel XII 
Vereinfachte Zuſtellung 
(S 204 Abſ. 3, § 239 Abſ. 2 St. Gr. Geſ.) 
— 5 f 
Bei ſchriftlichen Beſcheiden, die im Beſteuerungsverfahren ergehen (insbejondere bei Steuerbe⸗ 
ſcheiden, bei Feſtſtellungsbeſcheiden, bei Veranlagungsbeſcheiden, bei Zerlegungsbeſcheiden und bei 


134 


Rechtsmittelentſcheidungen im Beſteuerungsverfahren), kann die Zuſtellung im Inland dadurch erſetzt 
werden, daß der Beſcheid dem Steuerpflichtigen oder der ſonſtigen Perſon, für die der Beſcheid be⸗ 
ſtimmt iſt, durch eingeſchriebenen oder einfachen Brief verſchloſſen zugeſandt wird. 

82 

Bei Zuſendung durch eingeſchriebenen oder einfachen Brief gilt die Bekanntgabe mit dem dritten 
Tage nach der Aufgabe zur Poſt als bewirkt, es ſei denn, daß der Steuerpflichtige oder wer ſonſt auf 
dem Briefe als Empfänger bezeichnet iſt, darlegt, daß ihm der Beſcheid nicht innerhalb dieſer Friſt 
zugegangen iſt. 

Artikel XIII 
Koſten des Steuerermittlungsverfahrens 
(§ 213 St. Gr. Geſ.) 

In den Fällen des § 199 Abſ. 2 Satz 2 des Steuergrundgeſetzes hat der Steuerpflichtige die 
Auslagen, die durch die Heranziehung beſonderer Sachverſtändigen entſtehen, zu tragen und auf Ver⸗ 
langen des Steueramtes vorzuſchießen. 

Artikel XIV 
Koſten der Mahnung und der Zwangs vollſtreckung 
(§ 321 St. Gr. Geſ.) 

Auf die Berechnung der Koſten im Verwaltungszwangsverfahren finden die SS 54 ff. der Ver⸗ 
ordnung vom 15. November 1899 betr. das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeträgen (Pr. Geſ.Samml. S. 545) in der Faſſung der Verordnungen vom 6. Juli 1923 (G. Bl. 

„S. 777, 882), vom 25. April 1925 (G. Bl. S. 124) und vom 16. Februar 1926 (G. Bl. S. 60) 
Anwendung. 
> Artikel XV 
Anterwerfungsverfahren 
(§ 415 St. Gr. Geſ.) 
8 1 

Die Unterwerfung im Sinne des § 415 St. Gr. Geſ. iſt bei allen Zuwiderhandlungen zuläſſig, ſo⸗ 

weit die Entſcheidung gemäß § 391 Abf. 2, § 398 des St. Gr. Geſ. den Steuerämtern zuſteht. 


82 

(1) Eine Unterwerfung liegt nur dann vor, wenn der Beſchuldigte perſönlich oder durch einen mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Beauftragten die Zuwiderhandlung vor einem Beamten des Steuer⸗ 
amts (Zollamts) oder einer Auffichts⸗ oder Hilfsſtelle vorbehaltlos einräumt, ſich der feſtzuſetzenden 
Strafe unterwirft und auf Erlaß eines Strafbeſcheides verzichtet. Die Vorſchriften des 8 414 Satz 2 
bis 4 des St. Gr. Geſ. finden Anwendung. 

(2) Die Unterwerfung wird mit der Genehmigung der Straffeſtſetzung durch den Vorſteher des 
Steueramts (Zollamts), ſeinen Vertreter oder einen mit der Genehmigung der Straffeſtſetzung allge- 
mein beauftragten Beamten wirkſam; die Genehmigung kann nur innerhalb dreier Monate erteilt 
werden. Bis zum Ablauf dieſer Friſt iſt der Beſchuldigte an die Unterwerfungserflärung gebunden; die 
Bindung erliſcht, wenn die zur Genehmigung berufene Stelle die Genehmigung vorher verſagt. 

(3) Die Verſagung der Genehmigung ſoll dem Beſchuldigten verkündet oder ſchriftlich mitgeteilt 
werden. Die Vorſchriften des § 419 Abſ. 2, 3 des St. Gr. Geſ. gelten für die Verſagung der Geneh⸗ 
migung entſprechend; die Zuſtellung kann durch ſchriftliche Mitteilung erſetzt werden. 

() Der Leiter des Landesſteueramtes kann ſich die Genehmigung allgemein oder für beſondere 
| Fälle vorbehalten. 

8 3 

Über die Unterwerfungsverhandlung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. 
Die Niederſchrift muß enthalten: 

1. den Tag der Verhandlung, 

2. den Namen des Beſchuldigten, 

3. die ihm zur Laſt gelegte Zuwiderhandlung, 

4. das anzuwendende Strafgeſetz, 

5. die vorbehaltloſe Einräumung der Zuwiderhandlung durch den Beſchuldigten, 

6. Pie Strafe und die Anterwerfung unter dieſe Straffeſtſetzung durch den Beſchul⸗ 

igten, 

7. den Verzicht des Beſchuldigten auf Erlaß eines Strafbeſcheides, 
8. einen Ausſpruch über die Koſten des Verfahrens. 
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Die Niederſchrift ſoll ferner nähere Angaben über die perſönlichen Verhältniſſe des Beſchuldigten 
enthalten. 
Die Niederſchrift iſt von dem- Beſchuldigten und von dem aufnehmenden Beamten zu unterſchreiben. 
Iſt der Beſchuldigte zur Abgabe der Anterſchrift außerſtande, ſo hat er die Niederſchrift mit ſeinem 
Handzeichen zu verſehen; verweigert er die Anterſchrift oder die Hinzufügung des Handzeichens, ſo gilt 
die Unterwerfung als nicht erfolgt. 
8 4 
Iſt der Beſchuldigte noch nicht 18 Jahre alt, ſo iſt zur Wirkſamkeit der Unterwerfung, inſoweit es 
ſich nicht um Perſonen handelt, die außerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig wohnen, die Zu⸗ 
ſtimmung des geſetzlichen Vertreters erforderlich. 
8 5 
Gegenſtände, deren Einziehung verwirkt iſt und deren Aufbewahrung einen unverhältnismäßigen 
Koſtenaufwand erfordert oder die dem Verderben, ausgeſetzt ſind, können bei Gefahr im Verzuge den 
Beſchuldigten auf Antrag bereits vor der Genehmigung der Straffeſtſetzung gegen ſofortige Erlegung 
des Wertes überlaſſen werden. Das gleiche gilt von den Gegenſtänden, die einen marktgängigen Preis 
haben oder deren Wert gering iſt, wenn die Genehmigung der Straffeſtſetzung nicht ſogleich eingeholt 
werden kann. 
§ 6 
(1) Das Anterwerfungsverfahren it ſtempelfrei. 
(2) Ob und inwieweit ſonſtige Gebühren zu erheben ſind, beſtimmt das Landesſteueramt. 
(3). Für die Auslagen gilt § 424 Buchſtabe b des St. Gr. Geſ. 


§ 7 
§ 440 des St. Gr. Geſ. findet auf die Unterwerfung Anwendung. 


§ 8 
Die für das Verwaltungsſtrafverfahren geltenden Vorſchriften des. Steuergrundgeſetzes finden auf 
das Unterwerfungsverfahren ſinngemäße Anwendung, ſoweit dieſer Artikel nicht ein anderes ergibt. 


Artikel XVI 
Befugniſſe im Verwaltungsſtrafverfahren 
(S 447 Abſ. 1 St. Gr. Geſ.) 
(1) Dem Landesſteueramt und dem Landeszollamt wird die Befugnis übertragen, im Verwal⸗ 
tungsſtrafverfahren erkannte Strafen bis zu einem Betrage von 1000 G niederzuſchlagen. 
(2) Den Steuerämtern, nicht den Zollämtern, ſteht die Befugnis zu, Strafbeträge bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 30 G niederzuſchlagen. 
5 Artikel XVII 
(1) Dieſe Durchführungsbeſtimmungen treten mit Wirkung vom 1. Februar 1933 in Kraft. 
(2) Mit dem gleichen Tage werden aufgehoben: 
a) die Verordnung zur Ausführung der Nied ſchlagungsbeſtimmungen des Steuergrundgeſetzes 
vom 2. 5. 1927 (St. A. I S. 139), 5 
b) die Verordnung betreffend Zuſtändigkeit der Steuerämter vom 3. 1. 1925 (St. A. I S. 17) 
in der Faſſung der Verordnung vom 7. 4. 1925 (St. A. 1 S. 103) und vom 22. 12. 1926 
(St. A. I 1927 S. 3), 
e) die Steuerausſchußordnung vom 23. 12. 1931 (St. A. Teil I S. 490), 
d) die Verordnung über Bildung der Steuerkammer vom 23. 12. 1931 (St. A. I S. 489), 
e) $ 3 der Verordnung über die Gebühren im Rechtsmittel⸗ und Zwangsverfahren nach dem 
Steuergrundgeſetz vom 19. 7. 1923 (St. A. 1 S. 462), 
f) die Verordnung über die Koſten des Steuerermittlungsverfahrens vom 3. 4. 1924 St. A. I 
S. 79), 
g) die Verordnung betr. Regelung des Anterwerfungsverfahrens auf Grund des § 366. St. Gr. Geſ. 
vom 11. 12. 1922 (G. Bl. 1923 S. 57) vom 16. 5. 1923 (St. A. I S. 329). 
(3) Die auf Grund des § 5 St. Gr. Geſ. zu den einzelnen Steuergeſetzen bereits erlaſſenen Aus⸗ 
führungs⸗, Durchführungs⸗ und Übergangsbeſtimmungen bleiben in Kraft. 


Dantzig, den 15. März 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 
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Die Vorſchriften der SS 54 ff. der Verordnung vom 15. 11. 1899 betr. das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Pr. Geſ. Samml. S. 545) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 6. 7. 1923 (G. Bl. S. 777, 882), vom 25. 4. 1925 (G. Bl. S. 124) und vom 
16. 2. 1926 (G. Bl. S. 60) lauten wie folgt: 

Ss 54 
(1) Für die Mahnung ($ 7) wird eine Gebühr erhoben (Mahngebühr). 
(2) Die Mahngebühr beträgt von einem Betrage ($ 60) 
bis zu 100,— Gulden einſchließlic h. !; TEHRNESD SE SANONN,, 
Dadent Weehrbetrage. ra 2 8 is v. H., 
mindeſtens jedoch 20 P. 

(3) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald der Mahnzettel zur Poſt gegeben oder dem mit der Be⸗ 
händigung Beauftragten übergeben wird oder ſobald Auftrag zur mündlichen Mahnung erteilt wird. 

(4) Die Mahngebühr wird nicht erhoben, wenn der Auftrag zur Mahnung zurückgenommen wird, 
bevor der Beauftragte Schritte zur Ausführung des Auftrages unternommen hat. 

(5) Erfolgt die Mahnung durch öffentliche Bekanntmachung, jo wird keine Mahngebühr er⸗ 
hoben. 

8 55 

Im Vollſtreckungsverfahren werden Gebühren erhoben: 

1. für die Pfändung von Sachen, für die Wegnahme der vom Schuldner herauszugebenden Ur⸗ 
kunden ſowie für die Pfändung von Forderungen oder anderen Vermögensrechten (Pfändungs⸗ 
gebühr, § 56); 

2. für die Verſteigerung und für den freihändigen Verkauf von Gegenständen (Verſteigerungs⸗ 
gebühr, S 57); 

3. für die Abſchrift einer Niederſchrift (Schreibgebühr, § 58). 


§ 56 
(1) Die Pfändungsgebühr (8 55 Nr. 1) Ei von dem Betrage (8 85 
bis zu 100, — Gulden einſchließlic h 2 h 
i eit Mehr begseseee 11 vd HM 


mindeſtens jedoch 60 P. 

(2) Die Gebührenſchuld entſteht: 

1. ſobald der Auftrag zur Pfändung von Sachen oder zur Wegnahme von Urkunden dem Voll⸗ 
ziehungsbeamten zugeht, 

2. ſobald die Vollſtreckungsbehörde die Verfügung, durch die eine Forderung oder ein anderes 
Vermögensrecht gepfändet wird, unterzeichnet hat. N 

(3) Die Pfändungsgebühr wird nicht erhoben: 

1. wenn die Vollſtreckungsbehörde den Vollſtreckungsauftrag zurücknimmt, bevor der Voll⸗ 
ziehungsbeamte Schritte zur Ausführung des Auftrages unternommen hat, 

2. wenn die Vollſtreckungsbehörde von der Zuſtellung der Verfügung, durch die eine Forderung 
oder ein anderes Vermögensrecht gepfändet wird, Abſtand nimmt. 

(4) Wird die Pfändung von Sachen abgewendet ($ 18), jo iſt 

1. die volle Pfändungsgebühr zu entrichten, wenn an den Vollziehungsbeamten, nachdem er ſich 
zur Vornahme der Pfändung an Ort und Stelle begeben hat, gezahlt wird, 

2. die halbe Pfändungsgebühr, mindeſtens aber das Dreifache der Briefgebühr ($ 59), zu ent⸗ 
richten, wenn an den Vollziehungsbeamten gezahlt wird, bevor er ſich an Ort und Stelle be⸗ 
geben hat, oder wenn die Pfändung in anderer Weiſe als durch Zahlung abgewendet wird, 
nachdem der Vollziehungsbeamte an Ort und Stelle erſchienen iſt, 

3. keine Pfändungsgebühr zu entrichten, wenn die Pfändung in anderer Weiſe als durch Zahlung 

5 abgewendet wird, bevor ſich der Vollziehungsbeamte an Ort und Stelle begeben hat. 

(5) Wird die Pfändung als Anſchlußpfändung (5 34) ausgeführt, fo wird dadurch die Gebühren⸗ 
ſchuld nicht berührt. Das gleiche gilt, wenn ein Pfändungsverſuch erfolglos bleibt, weil pfändbare 
Sachen nicht vorgefunden werden oder weil die Vorausſetzungen des § 17 Ab. 2 vorliegen. 

(6) Werden wegen desſelben Anſpruchs mehrere Forderungen oder andere Vermögensrechte a 
pfändet, ſo wird die Pfändungsgebühr nur einmal erhoben. eee 


hi 0 
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§ 57 
(1) Die Verſteigerungsgebühr ($ 55 Nr. 2) beträgt von dem Betrage 5 00 
bis zu 100,— Gulden einſchließlich BE 8 8 r d d., 
Dei SDLEHTDeltage gg nt re ln, Sb, 
mindeſtens jedoch 60 P. 

(2) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald der Auftrag zur Verſteigerung oder zum freihändigen 
Verkauf dem Vollziehungsbeamten oder dem ſonſtigen Beauftragten zugeht. 

(3) Die Verſteigerungsgebühr wird nicht erhoben, wenn die Vollſtreckungsbehörde den Auftrag 
zur Verſteigerung oder zum freihändigen Verkauf zurücknimmt, bevor der Beauftragte Schritte zur 
Ausführung des Auftrages unternommen hat. 

(4) Wird die Verſteigerung oder der freihändige Verkauf abgewendet (§ 27 Abſ. 3), fo finden 
die Beſtimmungen des § 56 Abſ. 4 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß auch im Falle 
des § 56 Abſ. 4 Nr. 1 nur die halbe Verſteigerungsgebühr, mindeſtens aber das Dreifache der 
Briefgebühr ($ 59), zu entrichten iſt. 

§ 58 

(1) Die Schreibgebühr (8 55 Nr. 3) beträgt das Doppelte der Briefgebühr ($ 59). Umfaßt die 
Abſchrift mehr als 2 Seiten, ſo iſt für jede weitere angefangene Seite ebenfalls das Doppelte der 
Briefgebühr ($ 59) zu entrichten. 

(2) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald die Erklärung, durch die die Abſchrift beſtellt wird, den 
Vollziehungsbeamten oder der Vollſtreckungsbehörde zugeht. 

(3) Die Schreibgebühr wird nicht erhoben, wenn die Beſtellung zurückgenommen wird, bevor mit 
der Anfertigung der Abſchrift begonnen worden iſt. 


8 59 i 


Briefgebühr im Sinne dieſer Verordnung it der Betrag, der an dem Tage, an dem die Gebühren⸗ 
ſchuld entſteht, für die Beförderung eines Briefes bis zu 20 Gramm im Fernverkehr zu entrichten iſt. 


§ 60 

(1) Soweit nicht die Briefgebühr als Maßſtab für die Berechnung der Gebühren dient, wird der 
Berechnung der Gebühren die Summe der Beträge zugrunde gelegt, deretwegen gemahnt oder voll⸗ 
ſtreckt wird. Bei Feſtſtellung des Betrages, von dem die Gebühren berechnet werden, werden Zinſen 
und Koſten nicht berückſichtigt, wenn ſie als Nebenſchulden zuſammen mit einer Hauptſchuld geltend 
gemacht werden. Bei Ausführung einer Verſteigerung oder bei einem Verkauf aus freier Hand wird 
die Verſteigerungsgebühr von dem Erlöſe berechnet, ſoweit er die Summe der beizutreibenden 1 
überſteigt. 

(2) Zur Berechnung der Gebühren wird 905 nach Abſ. 1 maßgebende Betrag auf den nächſten 
durch 10 teilbaren Guldenbetrag nach unten abgerundet. 


§ 61 
(1) Wird gegen Eheleute wegen eines Anſpruchs vollſtreckt, für den die Eheleute als Geſamt⸗ 
ſchuldner haften, ſo werden Pfändungs⸗ und Verſteigerungsgebühren nur einmal erhoben. Für die 
Gebühren haften die Eheleute als Geſamtſchuldner. 
(2) Wird in anderen Fällen gegen mehrere Schuldner vollſtreckt, ſo ſind die Gebühren, auch 
wenn der Vollziehungsbeamte mehrere Vollſtreckungsmaßnahmen bei derſelben Gelegenheit vornimmt, 
von jedem Vollſtreckungsſchuldner beſonders zu entrichten. 


§ 62 
Die im Mahnverfahren entſtehenden baren Auslagen ſind aus der Mahngebühr zu decken. 


§ 63 
(1) Im Vollſtreckungsverfahren find die Reiſe- und Zehrungskoſten des Vollziehungsbeamten 
von dem Vollſtreckungsſchuldner nicht zu erſtatten. 
(2) Die übrigen baren Auslagen, die im Vollſtreckungsverfahren entſtehen, hat der Vollſtreckungs⸗ f 
ſchuldner zu erſtatten. Zu den Auslagen gehören insbeſondere: 

1. Die Poſt⸗, Fernſprech⸗ und Telegrammgebühren, 

2. die Koſten, die durch öffentliche Bekanntmachung, insbeſondere durch Einrücken in öffentliche 
Blätter entſtehen; hierzu gehören auch die nach den Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes zu 
berechnenden Schreibgebühren für Schriftſtücke, die zum Aushang beſtimmt ſind, dagegen 
micht die nicht durch öffentliche Bekanntmachung der Mahnung entſtehenden Auslagen; 
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3. die Beträge, die den zum Oeffnen von Türen oder Behältniſſen zugezogenen Perſonen zu 
zahlen ſind, ferner die Koſten der Beförderung, Verwahrung und Beaufſichtigung gepfändeter 
Sachen, die Koſten der Aberntung gepfändeter Früchte und die Erhaltung gepfändeter 
Tiere; 

4. die an Zeugen und Sachverſtändige zu zahlenden Beträge (8 64); 

5. die Gerichtskoſten und in den Fällen des § 35 etwaige Gebühren und Auslagen des Gerichts⸗ 
vollziehers. 

(3) Die Pflicht zur Erſtattung folder Auslagen, die bei Ausführung einer Vollſtreckungsmaß⸗ 
nahme erwachſen, entſteht, ſobald der Auftrag zu der Vollſtreckungsmaßnahme dem Vollziehungsbe⸗ 
amten oder dem ſonſtigen Beauftragten zugeht, oder ſobald die Vollſtreckungsbehörde die Verfügung, 
durch die eine Forderung oder ein anderes Vermögensrecht gepfändet wird, unterzeichnet. 

(4) Findet zur Verſteigerung oder zum freihändigen Verkaufe von Sachen, die bei mehreren Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldnern gepfändet worden ſind, ein einheitliches Verfahren ſtatt, ſo werden die Auslagen, 
die in dieſem Verfahren entſtehen, auf die beteiligten Vollſtreckungsſchuldner verteilt. Dabei iſt auf die 
beſonderen Umſtände des einzelnen Falles, insbeſondere auf Wert, Umfang und Gewicht der Gegen- 
ſtändige, billige Rückſicht zu nehmen. 

Ss 64 

(J) Zeugen und Sachverſtändigen iſt auf Antrag eine Entſchädigung zu gewähren. 

(2) Die Entſchädigung darf die Gebühr einſchließlich des Teuerungszuſchlages nicht überſteigen, 
die in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten auf Grund der Gebührenordnung für Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändige (in der jeweils geltenden Faſſung) gewährt werden kann. 


§ 65 

Für Zwangsvollſtreckungen, die durch Gerichtsvollzieher ausgeführt werden, gelten die Beſtim⸗ 

mungen der SS 54 bis 64 nicht. 
$ 66 

Die Gebühren des Vollziehungsbeamten und alle anderen Koſten der Zwangsvollſtreckung werden 
von der Vollſtreckungsbehörde aus den eingegangenen Geldern entnommen. 

Bei Unzulänglichkeit dieſer Gelder werden, ſoweit für den einzelnen Fall nicht anderweite Be⸗ 
ſtimmungen maßgebend ſind, zunächſt die in Anſatz gebrachten Gebühren des Vollziehungsbeamten, 
ſodann die übrigen Koſten der Zwangsvollſtreckung berichtigt; ſoweit die letzteren aus den ein⸗ 
gegangenen Geldern nicht gedeckt werden, ſind dieſelben unbeſchadet der beſtehenden anderweiten Vor⸗ 
ſchriften von demjenigen zu tragen, für deſſen Rechnung die Zwangsvollſtreckung erfolgt. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


